
MEHR ALS NEUBAU: 
Für bezahlbares, 
klimagerechtes und 
lebenswertes 
urbanes Wohnen 
in Berlin



In der temporären Strategiegruppe „Urbanes Wohnen“ haben 
Mitglieder des Vorstands und der Vertreterversammlung der Ar-
chitektenkammer Berlin mit Unterstützung des Koordinationsbü-
ros für Stadtentwicklung und Projektmanagement (KoSP) ange-
sichts der drängenden Wohnungs- und Klimakrise Forderungen 
für eine strukturelle Neuausrichtung der Wohnungs- und Stadt-
entwicklungspolitik in Berlin erarbeitet.  
Nach einem halben Jahr intensiver Arbeit liegen nun zehn For-
derungen und insgesamt 58 Maßnahmen für bezahlbares, kli-
magerechtes und lebenswertes urbanes Wohnen in Berlin vor.  
Die Ergebnisse werden in die politische Debatte zur Berliner Woh-
nungskrise eingebracht. 
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Fachwissen nutzen – Forderungen der 
Architektenkammer Berlin
Steigende Mieten, wachsender Druck auf dem Wohnungsmarkt 
und immer weniger bezahlbarer Wohnraum: 
Berlin braucht dringend neue Lösungen für die Wohnungsfrage.  
Aber wie kann es gelingen, guten neuen Wohnraum schnell und 
zugleich preiswert zu schaffen? 
Die rund 10.500 Mitglieder der Architektenkammer Berlin tragen 
mit ihrer Arbeit täglich Verantwortung für die gebaute Umwelt 
– ob vor Ort auf der Baustelle, bei der Entwicklung neuer Bau-
weisen, passender Grundrisstypologien oder bei der Gestaltung 
lebenswerter Wohnquartiere. Ihr Fachwissen ist ein zentraler 
Beitrag, um die anstehenden Transformationsaufgaben zu be-
wältigen.
Angesichts der drängenden Wohnungs- und Klimakrise fordert die 
Architektenkammer Berlin eine strukturelle Neuausrichtung der 
Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik: von der Priorisierung der 
Bestandsentwicklung über die Qualitätssicherung im Bauwesen, 
die Stärkung nutzungsgemischter Quartiere bis hin zur Gemein-
wohlorientierung des Wohnungsbaus. Die Wohnungsfrage muss 
ganzheitlich in Einklang mit einer neuen Mobilität und vor allem 
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Anpassungen an den Klimawandel entwickelt und geplant wer-
den. Durch den Rückgang von Pkw-Mobilität freiwerdende Flächen 
der Infrastruktur müssen gemeinwohlorientiert für die Anpas-
sungen an den Klimawandel und soziale Belange genutzt werden.  
Dabei gilt: Planerische Expertise muss systematisch und frühzei-
tig in Entscheidungsprozesse einbezogen werden, um Qualität zu 
gewährleisten und Berlin zukunftsfähig, sozial gerecht und öko-
logisch nachhaltig zu gestalten. Nur so lassen sich bezahlbarer 
Wohnraum, Ressourcenschonung und eine lebenswerte Stadt für 
alle sichern.

Qualität bedeutet in diesem Kontext, Pläne, Konzepte und 
Entwürfe passgenau auf den jeweiligen Bedarf, nachhaltig 
und mit einem optimalen Kosten-Nutzen-Verhältnis zu ent-
wickeln. Gleichzeitig muss dabei Raum für Innovation er-
schlossen und diese in den Planungs- und Bauprozess inte-
griert werden.  Damit das in Berlin flächendeckend gelingen 
kann, ist jetzt entschiedenes politisches Handeln erforderlich.  
Dafür stellt die Architektenkammer Berlin 10 Kernforderungen 
auf. Jede dieser Forderungen ist mit Maßnahmen untersetzt.
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Die Architektenkammer Berlin steht mit ihrer Expertise und 
im Interesse von Zivilgesellschaft und guter Stadtpolitik als 
starke Partnerin an der Seite der Politik, Verwaltung und Bau-
wirtschaft: Gemeinsam werden wir diese Herausforderungen 
meistern.
Im Positionspapier „Berlin (weiter) bauen“ (Link) stellt die 
Architektenkammer Berlin zudem auf übergreifender Ebene 
Handlungsempfehlungen mit Blick auf die Wahl zum Abgeord-
netenhaus und den Bezirksverordnetenversammlungen 2026 zu-
sammen.
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QUALITÄT BEI DER SCHAFFUNG 
VON WOHNRAUM GARANTIEREN

BESTANDSENTWICKLUNG IM 
WOHNUNGSBAU PRIORISIEREN

NUTZUNGSGEMISCHTE & 
GERECHTE STADT STÄRKEN
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1. Qualität im Planen & 	
      Bauen steigern &  	
      vorbildhaft umsetzen

2. Wettbewerbe & 
      Innovation fördern

6. Potenzialflächen 
      erschließen

5. Umbau, Umnutzung         	
     & Nachverdichtung  	
     vereinfachen 

3. Wohnungsbau am 
      tatsächlichen Bedarf 
      ausrichten 

4. Wissenstransfer, 
      Erfahrungsaustausch 
      & Fachkompetenz 
      stärken

10 Forderungen 
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7. Gesamte Metropol-
      region mitdenken 

8. Gemischte Quartiere 	
      möglich machen 

9. Bezahlbaren
      Wohnraum für 
      alle schaffen 
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10. Kommunale Liegen-	
         genschaftspolitik	
         gemeinwohlorientiert
         betreiben



QUALITÄT BEI DER SCHAFFUNG VON 
WOHNRAUM GARANTIEREN
Gutes Planen und Bauen ist eine zentrale gesellschaftliche Auf-
gabe, da die gebaute Umwelt Lebensqualität, soziale Teilhabe 
und die Klimabilanz der Stadt über Generationen prägt. Qualita-
tive und gut gestaltete Architektur überdauert Jahrhunderte, ist 
ressourcenschonend, wird selten abgerissen und ist sozial nach-
haltig, weil sie Identität stiftet und Bindung erzeugen. 
Nur fachliche Expertise und planerischer Wettbewerb ermögli-
chen diese gebaute Qualität. Dabei kommen dem Land Berlin auf 
der Haupt- und Bezirksverwaltungsebene, ihren Wohnungsbau-
gesellschaften und ihren Genehmigungsbehörden eine wichtige 
Vorbildfunktion zu. Qualitativ hochwertiges Planen und Bauen er-
weist sich wirtschaftlich immer als sinnvoll.



Qualität im Planen & Bauen steigern 
& vorbildhaft umsetzen
Das Land Berlin hat als Bauherr eine Vorbildfunktion. Diese ver
pflichtet zu qualitätvollem Bauen, mit langfristigen Horizonten, 
langlebigen Materialen und flexiblen Grundrissen.
Qualität muss als verbindliches Kriterium – bspw. mittels der 
Indikatoren Bedarfs-orientierung, Innovation, Aufenthalts-/
Wohnqualität, Nachhaltigkeit, architektonische Qualität, Kosten-
Nutzen-Verhältnis – in den Förderrichtlinien des Landes, den 
Prüfkriterien und Wohnungsbauförderungsbestimmungen der 
IBB, den Wohnungsbewertungssystemen der landeseigenen 
Wohnungsunternehmen und in Vergabeverfahren verankert wer-
den. 
Zur Förderung von Qualität und Innovation im Wohnungsbau 
müssen die Planungs- und die Bauleistungen im Regelfall nach 
Fachgebiet getrennt (Fachlose) vergeben werden, wie es nach § 
97 Abs. 4 GWB gesetzlich vorgeschrieben ist. Dadurch soll das 
Land Berlin die Einbindung der Expertise von Architektur- und 
Planungsbüros kleiner und mittlerer Größe bei Wohnungsbau-
projekten oder städtebaulichen Konzepten sicherstellen (Tren-
nung von Konzept-, Entwurfs- und Umsetzungsphase).

1.

1.1

1.2

1.3
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Das Land Berlin soll einen breit aufgestellten, in der Fachwelt 
anerkannten Rat mit Expertinnen und Experten für die trans-
formative Stadt einrichten, um Politik und Verwaltung in der Um-
setzung dieser Ziele zu begleiten und Qualität im Wohnungsbau 
berlinweit zu steuern, u.a. durch die Initiierung von Wettbewer-
ben.

Wettbewerbe & Innovation fördern 
Niedrigschwellige Planungswettbewerbe führen zu mehr Qua-
lität, deshalb muss das Land Berlin bei landeseigenen Grund-
stücken Planungswettbewerbe nach den RPW regelmäßig 
durchführen und durch die Ausstellung der Ergebnisse eine 
Wettbewerbskultur und den baukulturellen Diskurs fördern.

Das Land Berlin muss die Beteiligung junger Büros an Wettbe-
werben und in Jurys ermöglichen und fördern.

Das Land Berlin soll Wettbewerbe zur Förderung innovativer 
Bauformen bei Genossenschaften und anderen gemeinwohl-
orientierten Wohnungsbauakteuren wieder einführen und regel-
mäßig durchführen, auch um die Mischung verschiedener Wohn-
typologien zu sichern.

2.
2.1

2.2

2.3

1.4
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Das Land Berlin braucht zur Förderung von Innovation im Bau-
sektor einen ständigen Möglichkeitsraum und soll in Vergabever-
fahren und bei der Budgetierung eine Experimentierquote als 
notwendigen Verfahrensschritt festlegen, um die vorhandene 
Expertise und Kreativität der vielen Planungs- und Architektur-
büros in Bauvorhaben einzubringen. Nur so können die Woh-
nungsunternehmen des Landes Innovation (u.a. Bauweisen, 
Konstruktionen, Grundrisse, Verfahren) beim Wohnungsneubau 
wirkungsvoll realisieren. 

Das Land Berlin muss die Chance nutzen, das Einfach Bauen 
Gesetz, den Bauturbo sowie den Gebäudetyp E beim Um- und 
Weiterbauen im Bestand (z. B. Umbau von Nichtwohngebäuden) 
anzuwenden und durch landeseigene Wohnungsunternehmen 
vorbildhaft umsetzen zu lassen.

Das Land Berlin soll die Internationale Bauausstellung IBA 
2034–2037 durchführen und deren Potenzial für kreative und 
kollaborative Planungsprozesse, neue Formen der Bestandsent-
wicklung und Möglichkeitsräume für bauliche Innovationen nut-
zen.

2.4

2.5

2.6
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Wohnungsbau am tatsächlichen Bedarf ausrichten
Das Land Berlin soll einen vollständigen Baulücken-, Leer-
stands- und Aufstockungskataster einführen sowie Monitoring-
Funktionen für das Wohnbauflächen-Informationssystems (Wo-
FIS) aufbauen. 

Das Land Berlin soll Wohnungsstandards definieren, um eine 
Bedarfsorientierung im Wohnungsbausektor durchzusetzen, 
bspw. in Bezug auf Barrierefreiheit, Größe und Flexibilität der 
Wohnungen.

Die Wohnungsstandards sollen als Werkzeug zur Baukostenre-
duktion von den landeseigenen Wohnungsunternehmen genutzt 
werden und frei anwendbar sein.

3.2

3.1

3.3

3.
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Wissenstransfer, Erfahrungsaustausch &
Fachkompetenz stärken 
Das Land Berlin muss Wissens- und Erfahrungsaustausch zu 
Instrumenten des Wohnungsbaus, Umbaus und der Umnut-
zung zwischen Bezirken, Senat, Wohnungsbauakteuren, Plane-
rinnen und Planern sowie Eigentümerinnen und Eigentümern 
fördern.
Das Land Berlin soll Wissenstransfer aus bestehenden Wohn-
raumagenturen anderer Städte (z. B. in Potsdam und Göttingen) 
anstoßen und eine langfristig gesicherte, übergreifende Ber-
liner Wohnraumagentur zur Mobilisierung von Wohnraumre-
serven etablieren (Vermittlungsleistungen, Unterstützung und 
Beratung bei Wohnungstausch sowie bei Umbaumaßnahmen in 
Einfamilienhäusern zur Schaffung mehrerer Wohneinheiten).

Das Land Berlin soll den Wissenstransfer zwischen Wissen-
schaft und Verwaltung vorantreiben und durch Kooperationen 
oder Austauschformate mit Hochschulen und Instituten stärken.

Das Land Berlin soll die Stärkung der planerischen Fachkom-
petenz beim Bestandsmanagement und der Projektentwicklung 
der landeseigenen Wohnungsunternehmen erwirken.

4.

4.1

4.2

4.3

4.4
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BESTANDSENTWICKLUNG IM
WOHNUNGSBAU PRIORISIEREN

Berlin muss innerstädtisches Wohnen und Arbeiten für alle er-
möglichen: mit gemischten Quartieren und attraktiven Freiräu-
men. Kleingewerbe und Handwerk gehören in die Stadt, um Viel-
falt und Resilienz zu sichern. Bezahlbarer Wohnraum und soziale 
Ausgewogenheit sind dabei das zentrale Anliegen. 
Durch aktive, kooperative Quartiersentwicklungen werden Part-
nerschaften zwischen öffentlicher Hand, privaten Entwicklerin-
nen und Entwicklern sowie zivilgesellschaftlichen Akteuren ge-
stärkt. Nutzungsgemischte Quartiere der kurzen Wege fördern 
klimafreundliche Mobilität und schaffen durch blau-grüne Infra-
struktur eine nachhaltige Stadt. 
Die Grundlage hierfür liefert eine gemeinwohlorientierte und akti-
ve Boden- und Liegenschaftspolitik.



Umbau, Umnutzung & Nachverdichtung 
vereinfachen

Das Land Berlin muss das Planungs- und Baurecht klug für die 
Bestandsentwicklung flexibilisieren und die zulässigen Instru-
mente anwenden. 

Das Land Berlin soll das Weiterbauen im Bestand und Umnut-
zung durch angepasste Dichtekriterien im Planungsrecht sowie 
vereinfachte Standards und Anforderungen in der Bauordnung 
erleichtern, z. B. auch indem beschleunigte bzw. vereinfachte 
Verfahren für Nutzungsänderungen (Büro, Hotel) oder zur Er-
leichterung von Abweichungen von bauordnungsrechtlichen An-
forderungen (z. B. Schallschutz) ermöglicht werden.

Das Land Berlin soll die Umnutzung von Büro- und Hotelimmo-
bilien in Wohnen sowie die Umwidmung von Gewerbeflächen 
vereinfachen und fördern, auch in B- und C-Lagen.

Die Umnutzung und Weiterentwicklung von großflächigen Han-
delsstandorten (Malls, Einkaufszentren) soll gefördert und pla-
nungsrechtlich zügig ermöglicht werden.

5.

5.1

5.2

5.3

5.4
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Eine höhere Ausnutzung von Grundstücken – auch in Einfami-
lienhausgebieten – soll im Land Berlin erlaubt werden, wenn der 
Bestand erhalten bleibt.

Das Land Berlin soll eine Wohnraumstrategie für Einfamilien-
hausgebiete entwickeln und dabei die zulässigen Instrumente 
des Planungs- und Baurechts konstruktiv für die Verdichtung 
von Einfamilienhausgebieten durch Geschosswohnungsbau 
nutzen, mit festgelegter Grundflächenzahl (GRZ), um zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme außerhalb bestehender Siedlungsflä-
chen zu minimieren. Prioritär sollen dort – soweit wirtschaftlich 
tragbar – Projekte mit sozial gebundenem oder gemeinwohlori-
entiertem Wohnraum realisiert werden.

Das Land Berlin soll Finanzierungsinstrumente anpassen, um 
Transformationsprojekte zu ermöglichen: Die IBB soll Bürg-
schaften für gemeinwohlorientierte (Um-)Bauvorhaben überneh-
men, einen eigenen Kreditrahmen für Bestandsentwicklung und 
Umbau schaffen, sowie gezielt Fonds für gemeinwohlorientier-
ten Wohnungsbau auflegen. Die Bürgschaften können an Krite-
rien (z. B. Anteil bezahlbarer Wohnungen, Bestandserhalt, CO₂-
Einsparung) gekoppelt werden.

5.5

5.6

5.7
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Das Land Berlin soll eine Abrissgenehmigung einführen. Jeder 
Antrag auf Abrissgenehmigung muss eine fundierte Lebenszyk-
lusanalyse des bestehenden Gebäudes enthalten. Bei Neubau-
vorhaben mit größerem Abrissumfang soll eine verpflichtende 
Variantenprüfung zur Gegenüberstellung von Abriss/Neubau 
und Erhalt/Umnutzung eingeführt werden.

Potenzialflächen erschließen 

Die Planungsinstrumente Bereichsentwicklungsplanung (BEP) 
und Innenentwicklungskonzepte (IEK) sind mit Fokus auf Be-
standsentwicklung und Aktivierung von Wohnraumreserven zu 
reaktivieren bzw. zu stärken. Dabei sollen geeignete Gewerbe-
gebiete, auch zum Wohnungsbau, gezielt in Mischgebiete umge-
wandelt werden.

Das Land Berlin muss zuerst ungenutzte oder untergenutzte 
Flächen und Immobilien aktivieren, bevor neue Flächen außer-
halb bestehender Siedlungsräume erschlossen werden.

Zweckentfremdung und Leerstand muss reduziert werden 
durch nachdrückliches Anwenden des Zweckentfremdungsver-

5.8

6.
6.1

6.2

6.3
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botsgesetzes und das verschärfte Sanktionieren von Zweckent-
fremdung, insbesondere bei spekulativem Leerstand.

Es soll ein digitaler Baulandkataster aufgebaut werden und die 
Grundsteuer C als Spekulationssteuer auf unbebaute, aber 
baureife Grundstücke eingeführt werden.

Das Land Berlin soll die aktive Erschließung von größeren Pkw-
Parkplätzen für Wohnungsbau anstoßen.

Das Land Berlin soll Kooperationen mit gewerblichen Betrei-
bern von Flachbauten und untergenutzten Grundstücken in in-
nerstädtischen Lagen (z. B. Discounter, Supermärkte) zur Schaf-
fung von Wohnraum mit integrierten Einzelhandelsflächen 
(Funktionsunterlagerung) forcieren, indem sowohl politischer 
Druck auf Betreiber/Eigentümer ausgeübt wird als auch Anreize 
für Wohnungsbauinvestitionen geschaffen werden.

Die Bezirke sollen keine weiteren freistehenden, gewerblichen 
Flachbauten (z. B. Supermärkte/Discounter) im Sinne einer Min-
destdichte genehmigen.

6.4

6.5

6.6

6.7
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Wohnungstausch: Das Land Berlin soll Wohnungstausch fördern 
und einen Mietpreisdeckel für den Wohnungstausch einführen, 
um Mieterhöhungen im Tauschverfahren zu verhindern und damit 
bezahlbaren Wohnraum zu sichern.

Gesamte Metropolregion einbeziehen

Das Land Berlin muss Kooperationen mit dem Land Branden-
burg und den Nachbarkommunen stärken und Abstimmungen, 
wie z. B. in der Gemeinsamen Landesplanung (LEP HR), in Bezug 
auf regionale Siedlungsentwicklung, Mobilität und Infrastruktur-
ausbau ausbauen und zusammenführen.

Um das Wohnen in der Metropolregion attraktiver zu machen, 
müssen die Infrastruktur konsequent weiterentwickelt und 
neue Verkehrsanbindungen ausgebaut werden.

Der Berliner Siedlungsstern soll unter Freihaltung der Frei-
raumkeile weiterentwickelt werden.

7.

7.1

7.2

7.3
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BESTANDSENTWICKLUNG IM
WONUNGSBAU PRIORISIEREN

Das Land Berlin muss für seine Stadtentwicklungs- und Woh-
nungspolitik den Gebäudebestand priorisieren, klug nutzen und 
dabei Suffizienz als strukturelle Notwendigkeit begreifen – nicht 
als Verzicht, sondern als Chance. 
Angesichts von Klimakrise, steigenden Baukosten, knappen 
Ressourcen und wachsendem Flächendruck geht es darum, die 
Transformation unserer Städte partizipativ, lösungsorientiert und 
ressourcenschonend zu gestalten. Durch gesellschaftliche, öko-
nomische und technologische Trends (z. B. Mobilitätswende, Digi-
talisierung von Arbeit und Handel) verlieren Flächen und Ge-bäu-
de ihre ursprüngliche Funktion – sie müssen für eine Umnutzung 
aktiviert werden. 
Hierbei gilt es insbesondere auch, die gesamte Metropolregion 
Berlin-Brandenburg in die Entwicklung und Anwendung von Stra-
tegien und Maßnahmen einzubeziehen. Dabei stehen Effizienz, 
bezahlbarer Wohnraum und zukunftsfähige Strukturen im Mittel-
punkt.

NUTZUNGSGEMISCHE & GERECHTE 
STADT STÄRKEN 

Das Land Berlin muss für seine Stadtentwicklungs- und Woh-
nungspolitik den Gebäudebestand priorisieren, klug nutzen und 
dabei Suffizienz als strukturelle Notwendigkeit begreifen – nicht 
als Verzicht, sondern als Chance. 
Angesichts von Klimakrise, steigenden Baukosten, knappen 
Ressourcen und wachsendem Flächendruck geht es darum, die 
Transformation unserer Städte partizipativ, lösungsorientiert und 
ressourcenschonend zu gestalten. Durch gesellschaftliche, öko-
nomische und technologische Trends (z. B. Mobilitätswende, Digi-
talisierung von Arbeit und Handel) verlieren Flächen und Ge-bäu-
de ihre ursprüngliche Funktion – sie müssen für eine Umnutzung 
aktiviert werden. 
Hierbei gilt es insbesondere auch, die gesamte Metropolregion 
Berlin-Brandenburg in die Entwicklung und Anwendung von Stra-
tegien und Maßnahmen einzubeziehen. Dabei stehen Effizienz, 
bezahlbarer Wohnraum und zukunftsfähige Strukturen im Mittel-
punkt.



Gemischte Quartiere möglich machen 

Bei größeren Neubau-/Quartiersentwicklungsprojekten muss 
Infrastruktur, Nahversorgung und Verkehrsanbindung von An-
beginn mitgeplant und zeitgleich zum Wohnungsbau gebaut 
werden.

Das Land Berlin soll die kommunalen Bauleitplanungen zu einer 
stärkeren Anwendung und Festsetzung der Baugebietskatego-
rie „Urbanes Gebiet“ (§ 6a BauNVO) bei der Aufstellung oder 
Änderung von Bebauungsplänen motivieren.

Das Land Berlin muss den öffentlichen Raum als generations- 
und gendergerechtes Gemeingut stärken – mit Qualifizierung 
für sozialen Zusammenhalt, Inklusivität und Klimaresilienz. Die 
Flächengerechtigkeit soll auch durch eine kostendeckende Park-
raumbewirtschaftung gefördert werden.

Das Land Berlin muss sich für faire Mieten von kleinem und 
mittlerem Gewerbe einsetzen: Die Sicherung der kleinen und 
mittleren Gewerbenutzer durch regulierte Mieten für den Gewer-
beflächenbedarf muss gewährleistet werden.

8.
8.1

8.2

8.3

8.4
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Das Land Berlin soll kleinteiliges Gewerbe, soziale und kulturel-
le Infrastruktur über die Erteilung von Sondernutzungsoptionen 
in Erdgeschossen, durch preisgedämpfte Gewerbeflächen bei 
Neubau- und Nachverdichtungsprojekten, zielgenaue Erhaltungs-
ver-ordnungen oder andere rechtliche Schutzstrukturen und fi-
nanzielle Unterstützungsleistungen fördern. Geteilte Betriebs-
flächen (Gewerbecluster-Modelle) sollen mittels Anpassungen 
des Bau- und Gewerberechts ermöglicht werden.

Der ÖPNV muss durch eine städtebauliche ÖPNV-Planung ge-
stärkt und dadurch eine attraktive Mobilitätsalternative werden. 
Für bedeutende Neubau- und Umgestaltungsprojekte von Bahn-
höfen sollen Wettbewerbe durchgeführt werden. 

Die Infrastruktur für Rad- und Fußverkehr muss attraktiver und 
sicher gestaltet werden. Die Ziele des bis 2025 gültigen Berliner 
Mobilitätsgesetzes sollen durch die Weiterentwicklung von Maß-
nahmen umgesetzt werden.

Das Land Berlin soll Berliner Kiezblocks unter Einbindung loka-
ler Akteure weiterentwickeln und umsetzen.

8.5

8.6

8.7

8.8
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Das Land Berlin muss die Partizipation der Bürgerinnen und 
Bürger im Kontext der Transformation und Quartiersentwicklung 
intensivieren.

Das Land Berlin soll eine Berliner Erdgeschossagentur und 
einen Anforderungskatalog für „Aktive Erdgeschosse“ einrich-
ten, um soziale, kulturelle und öffentliche Infrastruktur sowie 
kleines Gewerbe dezentral zu ermöglichen.

Bezahlbaren Wohnraum für Alle schaffen 

Der Bau von sozial gebundenem und gemeinwohlorientiertem 
Wohnraum soll durch Reduktion der Grunderwerbssteuer, der 
Reduktion von Normen und Standards (z. B. in der Bauordnung) 
sowie durch qualitätvolles standardisiertes bzw. modulares 
Bauen begünstigt werden.

Das Land Berlin soll eine „Berliner Wohngemeinnützigkeit“ mit 
verbindlichen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Kri-
terien einführen.

8.9

8.10

9.

9.1

9.2
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Gemeinwohlorientierte Akteure, bedarfsorientierte sowie 
alternative und neue Wohnformen (Clusterwohnen, Wohnge-
meinschaften, Mehrgenerationenwohnen) müssen am Woh-
nungsmarkt gestärkt werden, bspw. durch die Vergabe von 
Liegenschaften (im Erbbaurecht), die Übertragung von Woh-
nungsbeständen und die finanzielle Förderung von deren Be-
standsentwicklung. 

Das Land Berlin soll Fehlbelegungen im Sozialmietwohnungs-
bestand abbauen und die Höhe der Mietkosten in öffentlich ge-
fördertem Wohnraum einkommensabhängig gestalten.

Das Land Berlin soll die Befristung der Belegungsbindung bei 
neuen Objektförderungen des geförderten Wohnungsbaus ver-
längern.

Der Anteil gemeinwohlorientierten Wohnraumes am Gesamt-
wohnungsbestand in Berlin muss erhöht werden. 

Das Land Berlin soll eine „Genossenschaftsheimzulage“ einfüh-
ren: eine Zulage ähnlich wie die Eigenheimzulage für die Anschaf-
fung von Genossenschaftsanteilen, unter der Voraussetzung, 
dass Privatisierung ausgeschlossen ist.

9.3
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Kommunale Liegenschaftspolitik 
gemeinwohlorientiert betreiben

Kommunale Flächen sollen nur für Wohnungsbauprojekte mit 
mindestens 50 % gemeinwohlorientiertem bzw. mietpreisge-
dämpftem Wohnraum und für kommunale Infrastruktur zur 
Verfügung gestellt werden.

Spekulation mit Boden und Gebäudeleerstand muss nachhaltig 
eingedämmt werden: Das Land Berlin soll sich auf der Bundes-
ebene für die Anhebung der Spekulationssteuer (Einkommens-
steuerrecht) einsetzen sowie die Schwachstellen dieser Steuer-
gesetzgebung identifizieren und ausräumen.

Das Land Berlin soll die Grundstücksvergabe mit Zweckbindung 
via Erbbaurecht und Konzeptvergabe stärken: Der Erbbauzins 
für gemeinwohlorientierten Wohnungsbau soll herabgesenkt und 
durch langfristige Zinsbindung gesichert werden, die Konzeptver-
gabe soll bei kommunalen Flächen angewendet werden.

Neue Flächeninanspruchnahmen müssen reduziert werden: 
Das Land Berlin soll einen Versiegelungsausgleich oder eine 

10.
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zweckgebundene Versiegelungsabgabe einführen und kann die 
Einnahmen für Maßnahmen des Klimaanpassungsgesetzes ver-
wenden.

Der Berliner Bodenfonds (BBF GmbH) ist finanziell zu stärken 
und für (soziale) Infrastruktur zu erweitern, um eine aktive Bo-
denpolitik zu ermöglichen und der Stadtentwicklung langfristig 
Handlungsspielräume zu gewährleisten.

10.5
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